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‹ Wir sind sehr traurig über den
Tod von Rechtsanwalt und Notar Hol-
ger Winkel. Von uns ist nicht nur
einer der Kanzleigründer und ein
hochkompetenter Rechtsanwalt und
Notar gegangen; wir haben einen
Freund verloren. Seine ausgleichende,
fröhliche Art wird uns allen sehr feh-
len.

Unsere Gedanken sind in dieser
schweren Zeit bei seiner Familie.

1985 gründete Holger Winkel
gemeinsam mit Claus Buhrfeind un-
sere Kanzlei. Dabei stand der Team-
gedanke immer im Vordergrund.
Aus diesem Grunde konnte die
Kanzlei stetig wachsen und stellt
heute mit 10 Rechtsanwälten und
zwei Notaren, alle auf ihre jeweiligen
Fachgebiete spezialisiert, und einer
Vielzahl gut ausgebildeter Mitar-
beiter eine Besonderheit in unserer
Region dar. 

Auch außerhalb seiner Tätigkeit
in der Kanzlei lebte Holger Winkel
seine Idee von der Notwendigkeit von
Netzwerken. Hierbei ist sein Enga-
gement in der Advoselect Anwalts-
vereinigung hervorzuheben, in der
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WIR TRAUERN UM RECHTSANWALT HOLGER WINKEL

Nachruf
er den baurechtlichen Arbeitskreis
leitete. Daneben war er Mitglied der
Arbeitsgemeinschaft Baurecht im
DAV und Mitglied des Deutschen Bau-
gerichtstages e.V.

In Rotenburg war er in vielen Ver-
einen aktiv und immer bereit, die Ju-
gendarbeit in Sportvereinen zu un-
terstützen. 

Hervorzuheben ist auch seine Tä-
tigkeit im Beirat des Rotenburger
Wirtschaftsforums e.V. und im Lions
Club Rotenburg. 

In den letzten Wochen haben wir
gerade auch von vielen Mandanten
und Geschäftspartnern viel Zuspruch
und Aufmunterung erfahren. Dies
hat sehr deutlich gemacht, dass aus
den langjährigen beruflichen Kon-
takten vielfach eine sehr persönliche
Bindung gewachsen ist. 

Durch das traurige Ereignis ist
das gesamte Team der Kanzlei noch
enger zusammengerückt. Mit unserer
gesamten Kompetenz übernehmen
wir die Aufgaben von Holger Winkel
und werden uns genauso gut und am-
bitioniert wie bisher für die Lösung
Ihrer Probleme einsetzen. 

Sollte sich durch die geänderte Auf-
gabenverteilung ein Sachbearbeiter-
wechsel ergeben, laden wir Sie gern
zu einem persönlichen Gespräch für
ein Kennenlernen in die Kanzlei ein. 

Claus Buhrfeind, Ulrich Winkelvos, 
Oliver Hartjen, Inga Dehn, Ulrich Kiesel,
Dr. Hans Hoins, Sebastian Albers, 
Frauke Ulrich-Vorwerk, Sebastian 
Ludolfs, Ernst-Ulrich Pfeifer

und die Mitarbeiter der Kanzlei Winkel,
Buhrfeind & Partner
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KURZ & BÜNDIG

DATENSCHUTZRECHT

‹ Die Beklagte sammelt und spei-
chert im Rahmen ihrer Tätigkeit per-
sonenbezogene Daten, die für die Be-
urteilung der Kreditwürdigkeit der
Betroffenen relevant sein können.
Darüber hinaus erstellt sie, u.a. auch
unter Berücksichtigung der hinsicht-
lich des jeweiligen Betroffenen vor-
liegenden Daten, sog. Scorewerte. Ein
Score stellt einen Wahrscheinlich-
keitswert über das künftige Verhalten
von Personengruppen dar, der auf
der Grundlage statistisch-mathema-
tischer Analyseverfahren berechnet
wird. Die von der Beklagten ermit-
telten Scores sollen aussagen, mit
welcher Wahrscheinlichkeit der Be-
troffene seine Verbindlichkeiten ver-
tragsgemäß erfüllen wird. Ihren Ver-
tragspartnern stellt die Beklagte diese
Scorewerte zur Verfügung, um ihnen
die Beurteilung der Bonität ihrer Kun-
den zu ermöglichen. 

Nachdem die Finanzierung eines
Kaufs der Klägerin zunächst aufgrund
einer unrichtigen Auskunft der Be-
klagten gescheitert war, bestellte sie
bei der Beklagten eine Bonitätsaus-
kunft sowie mehrfach eine „Daten-
übersicht nach § 34 Bundesdaten-
schutzgesetz“. Die Klägerin ist der

Mehr Rechte für Fluggäste
Flugreisende sollen künftig mehr Rechte erhalten.
Das Europäische Parlament hat am 05.02.2014 ent-
sprechende Vorschläge der EU-Kommission unter-
stützt. Fluggesellschaften sollen dazu verpflichtet
werden, ihre Gäste regelmäßig und so früh wie mög-
lich über die Umstände ihres verspäteten oder annul-
lierten Fluges zu informieren, in jedem Fall spätes-
tens 30 Minuten nach der planmäßigen Abflugzeit.
Zudem sollen die Beschwerdemöglichkeiten verbes-
sert werden, damit Fluggäste ihre Rechte tatsächlich
einfordern können. Auf der Homepage der EU-Kom-
mission stehen hierzu weitere Änderungen.

Erbschaftsteuer auf Erwerb eines Anspruchs 
aus einer Direktversicherung
Der Erwerb eines Anspruchs aus einer vom Arbeit-
geber zugunsten des Erblassers mit dessen Einver-
ständnis abgeschlossenen Direktversicherung unter-
liegt der Erbschaftsteuer, wenn der Bezugsberech-

tigte nicht die persönlichen Voraussetzungen für
eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
des Erblassers erfüllt. (BFH, Urt. v. 18.12.2013 – II
R 55/12) 

Kein Meeting auf der Piste: Skiunfall nicht 
versichert
Eine Geschäftsbank hatte ausgewählte Kunden zu
einem mehrtägigen Ski-Event mit Informationen zu
aktuellen Finanzthemen eingeladen. Auch der Kläger
nutzte die Veranstaltung, um Geschäftskontakte zu
pflegen und neu zu begründen. Bei einer Ski-Abfahrt
stürzte er und zog sich einen Kreuzbandriss zu. Der
Kläger wollte, dass der Skiunfall als Arbeitsunfall
anerkannt wird. Die Berufsgenossenschaft lehnte
dies ab. 
Dem schloss sich das Bayerische Landessozialge-
richt am 30.02.2014 an. Der Sturz auf der Piste ist
nicht gesetzlich unfallversichert ist. Das Ski-Event
hatte nicht nur betriebliche Bezüge aufgewiesen.

Der Kläger wäre nur gesetzlich unfallversichert,
falls er im Unfallmoment für Unternehmenszwecke
tätig wäre. Auf der Skipiste bei der Abfahrt aber
sind geschäftliche Besprechungen aus Kommuni-
kationsgründen auszuschließen. 

SEPA-Frist bis August 2014 verlängert
Nachdem das ursprüngliche Datum für den SEPA-
Start verschoben wurde, scheint sich alles auf den
01.08.2014 zu konzentrieren. Die um sechs Monate
verlängerte Frist für die Umstellung von Lastschriften
und Überweisungen auf das europäische SEPA-Sys-
tem hat am 04.02.2014 die letzte Hürde genommen.
Nach den EU-Regierungen hat das Plenum des Euro-
päischen Parlaments der Verschiebung zugestimmt.
Damit wurde den drohenden Einschnitten wegen
Zahlungsunterbrechungen Tribut gezollt. EU-Kom-
missar Barnier betonte allerdings, dass dies die
letzte Frist sei. Nach dem 01.08.2014 werde es keine
Verlängerung des Übergangszeitraums mehr geben.

Advoselect|news 02 Informationen für Mandanten | Ausgabe 02.2014

Die Klägerin hat gegen die beklagte Wirtschaftsauskunftei SCHUFA 
einen datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch geltend gemacht. 

Umfang der SCHUFA-Auskunft 

Ansicht, die von der Beklagten erteilte
Auskunft genüge nicht den gesetzli-
chen Anforderungen. 

Merkmale zur Scoreberechnung
Mit ihrer vom Landgericht zugelas-
senen Revision hat die Klägerin ihr
Begehren weiterverfolgt, ihr hinsicht-
lich einzelner Scorewerte Auskunft
darüber zu erteilen, welche Merkmale
zur Scoreberechnung in welcher 
Gewichtung eine Rolle spielen. Die
Revision wurde mit Urteil vom
28.02.2014 zurückgewiesen. 

Die Beklagte hat aber Auskunft
darüber zu erteilen, welche perso-
nenbezogenen, insbesondere kredit-
relevanten Daten bei ihr gespeichert
und in die Berechnung der Wahr-
scheinlichkeitswerte eingeflossen
sind. Einen darüber hinausgehenden
Auskunftsanspruch der Klägerin hat
das Berufungsgericht zu Recht ver-
neint. Die von ihr beanspruchten kon-
kreten Angaben zu Vergleichsgrup-
pen zählen nicht zu den Elementen
des Scoringverfahrens, über die nach
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BDSG Aus-
kunft zu erteilen ist. 

Gleiches gilt für die Gewichtung
der in den Scorewert eingeflossenen

Merkmale. Dem Auskunftsanspruch
des § 34 Abs. 4 BDSG liegt die ge-
setzgeberische Intention zugrunde,
trotz der Schaffung einer größeren
Transparenz bei Scoringverfahren
Geschäftsgeheimnisse der Auskunf-
teien, namentlich die sog. Scoreformel,
zu schützen. Die Auskunftsverpflich-
tung soll dazu dienen, dass der 
Betroffene den in die Bewertung ein-
geflossenen Lebenssachverhalt er-
kennen und darauf reagieren kann.

Hierzu bedarf es keiner Angaben zu
Vergleichsgruppen und zur Gewich-
tung einzelner Elemente. Das gesetz-
geberische Ziel eines transparenten
Verfahrens wird dadurch erreicht,
dass für den Betroffenen ersichtlich
ist, welche konkreten Umstände als
Berechnungsgrundlage in die Ermitt-
lung des Wahrscheinlichkeitswerts
eingeflossen sind. Dieses Ziel wird
durch die der Klägerin erteilten Aus-
künfte erreicht. 
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‹1972, als das aktuelle BetrVG in
Kraft trat, waren Unternehmen und
Konzerne mehrheitlich hierarchisch
strukturiert. Zumeist vereinheitlichte
ein Unternehmen sämtliche Produk-
tions- und Vertriebsstufen, so dass
für jeden Betrieb eine klare Verteilung
der Verantwortung und Zuständig-
keiten existierte.

Das BetrVG konnte sich daher da-
rauf beschränken, die Mitarbeiter-
vertretungen in Bezug zum jeweiligen
Betrieb und zum entsprechenden Ar-
beitgeber zu regeln. Angelegenheiten,
die mehrere Betriebe betrafen, und
unmöglich von einem lokalen Be-
triebsrat alleine geregelt werden konn-
ten, wurden dem Gesamtbetriebsrat
zugewiesen.

Diese Regelungen gelten, mit ein
paar Änderungen aus dem Jahr 2001,
noch bis heute.

Seit geraumer Zeit haben sich aber
Unternehmensstrukturen weiterent-
wickelt. Dabei wird häufig die so ge-
nannte „Matrixstruktur“ angewendet,
nach der Verantwortlichkeit und Zu-
ständigkeiten in einem Konzern mit
mehreren Unternehmen/Betrieben
unternehmens-/betriebsübergreifend
und damit linienorientiert zugewiesen
werden. So ist es inzwischen durchaus
üblich, dass ein Mitarbeiter einen dis-
ziplinarischen Vorgesetzten hat, der
womöglich sein eigener vertraglicher
Arbeitgeber ist (aber nicht zwingend
sein muss), dafür aber einen fachli-
chen Vorgesetzten, der einem anderen
Unternehmen oder Betrieb angehört.

Das Unternehmen verspricht sich
dadurch Leitungsfunktionen zu ent-
lasten. Zuständigkeiten werden ka-
nalisiert.

Es liegt auf der Hand, dass diese
verschiedenen Zuständigkeitsebenen
bezüglich des Arbeitnehmers bereits

Matrix Reloaded
Matrix Reloaded – ist das Betriebsverfassungsrecht auf 
moderne Unternehmensstrukturen noch anwendbar? 
Gerade in mittelständischen und großen Unternehmen 
hat die Globalisierung der Beschaffung, Produktion und 
des Vertriebs von Produkten zu Unternehmensstrukturen 
geführt, die der Gesetzgeber beim Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG) nicht als Paradebeispiel vor Augen hatte.

in Fragen des Weisungsrechts zu
Schwierigkeiten führen können. Wem
gegenüber ist der Arbeitnehmer be-
richtspflichtig? Gegenüber dem ar-
beitsvertraglichen Arbeitgeber, dem
disziplinarischen Vorgesetzten oder
dem fachlichen Leiter?

Betriebliche Mitbestimmung
Wirklich kompliziert wird es jedoch
in Fragen der betrieblichen Mitbe-
stimmung. Es kommen hierbei Maß-
nahmen der Konzernleitung, der dis-
ziplinarischen oder fachlichen Leitung
oder eben auch des „lokalen Arbeit-
gebers“ in Betracht. Werden diese
dem Betriebsrat, dem Gesamtbetriebs-
rat oder sogar dem Konzernbetriebs-
rat zugeordnet? Existiert überhaupt
noch ein einheitlicher „Betriebsbe-
griff“ der der unternehmerischen Pra-
xis und der Gesetzgebung einver-
nehmlich zugrunde liegt?

Während ein Unternehmen mit
einer Matrix-Struktur nicht mehr in
hierarchischen „Betrieben“ denkt,
hält das Betriebsverfassungsrecht
noch eisern an diesen Strukturen fest.
So wehrt sich noch 2011 das LAG
Hessen gegen die Aufweichung des
Betriebsbegriffs mit den Worten, es
verbiete sich, „die Annahme des Vor-
liegens eines Betriebes davon abhän-
gig zu machen, wie ein Unternehmen
Berichtslinien organisiert, diese für
einzelne Abteilungen oder Betriebe
außerhalb ansiedelt und eine umfas-
sende Leitung erst auf höheren Hie-
rarchieebenen oder außerhalb
Deutschlands etabliert“. In der Praxis
sind aber auch schon Konstruktionen
zu entdecken, die der lokalen Einheit
so wenig eigene Organisationsgewalt
überlassen, dass von einem „Betrieb“
schlicht nicht mehr gesprochen wer-
den kann.

Wann aber ist letztlich in solchen
Strukturen der lokale und wann der
Gesamtbetriebsrat zuständig?

Das BetrVG kennt, bis auf die ge-
willkürte Zuständigkeit bei freiwilli-
gen Leistungen, nur einen Fall, in
dem der lokale Betriebsrat nicht, aber
dafür der Gesamtbetriebsrat zuständig
ist. Dies ist immer dann gegeben,
wenn ein zwingendes Erfordernis zu
betriebsübergreifende Regelung vor-
liegt (§ 50 Abs. 1 BetrVG).

Dies ist aber eben nicht immer
dann automatisch der Fall, wenn im
Rahmen einer Matrix-Struktur meh-
rere Betriebe von einer Entscheidung
der Konzernleistung erfasst werden.
Denn nur weil der Arbeitgeber aus
Zweckmäßigkeitserwägungen Lini-
enkompetenzen betriebsübergreifend
einrichtet, setzt er nicht das Betriebs-
verfassungsrecht außer Kraft.

Auf die richtige Mitarbeiter-
vertretung achten
Andererseits muss beachtet werden,
dass lokale Einheiten (Betriebe/Un-
ternehmen) aber für bestimmte von
Konzernen vorgegebene Regelungen
keinerlei Entscheidungskompetenz
mehr besitzen. Dieser Widerspruch
scheint unlösbar.

Die Rechtsprechung hat in der
Vergangenheit den Konflikt häufig
zugunsten der lokalen Betriebsräte
entschieden. Nur selten hat sie ein
„zwingendes“ Erfordernis festgestellt,
das die Regelung an den GbR ver-
wies.

Der Arbeitgeber wird daher auch
im Rahmen einer Unternehmens-
Matrix streng unterscheiden müssen,
wem gegenüber ein Mitbestimmungs-
recht berücksichtigt werden muss.
Eine in langen Verhandlungen aus-
gehandelte Betriebsvereinbarung

kann sich ansonsten kurzerhand als
unwirksam erweisen, weil sie mit der
„falschen“ Mitarbeitervertretung ab-
geschlossen worden ist.

Momentan kollidieren somit mo-
derne Unternehmensstrukturen noch
mit den althergebrachten Vorstellun-
gen des Gesetzgebers aus den sieb-
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts.
Dass die Rechtsprechung einen Kurs-
wechsel anstrebt, ist momentan nicht
erkennbar. Kleine Ausschläge müssen
aber aufmerksam verfolgt werden,
denn das Risiko, Beteiligungsrechte
des Betriebsrats oder Gesamtbetriebs-
rats nicht ordnungsgemäß zu berück-
sichtigen, treffen derzeit in vollem
Umfang den Arbeitgeber.

Das BetrVG wird damit auch wei-
terhin auf sich ändernde Unterneh-
mensstrukturen anzuwenden sein.
Somit scheint sich der Arbeitgeber
in Konfliktfällen nur zwischen zwei
Übeln entscheiden zu können: Den
Verstoß gegen Konzernrichtlinien auf
der einen Seite oder dem möglichen
Verstoß gegen die Vorgaben des Be-
triebsverfassungsgesetzes auf der
anderen. Mit großem Fingerspitzen-
gefühl in der Verhandlung mit den
Arbeitnehmervertretungen kann die-
ses Problem jedoch bewältigt wer-
den.

GASTBEITRAG

AUTOR
Rechtsanwalt Ignacio
Ordejón Zuckermaier
ist Partner der Kanzlei
Nehm Knaak Ordejón.
Er ist hauptsächlich im
Arbeitsrecht, Vertriebs-
recht, Gewerblichen
Rechtsschutz und 
Markenrecht tätig. 
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255 Rechtsanwälte aus derzeit 29 Advoselect-
Kanzleien beraten im Wirtschaftsrecht. 
Die Advoselect-Gruppe hat 17 Kanzleien 
in Deutschland, elf in Europa und eine in 
Südamerika (São Paulo).
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‹ Von seinem Arbeitszimmer aus
verwaltet der Kläger zwei in seinem
Eigentum stehende vermietete Mehr-
familienhäuser. Die Kosten für das
Arbeitszimmer machte der Kläger bei
seinen Einkünften aus der Vermie-
tung der Mehrfamilienhäuser geltend.

Der Kläger des Ausgangsverfahrens bewohnt ein 
Einfamilienhaus, in dem sich auch ein – mit einem Schreib-
tisch, Büroschränken, Regalen sowie einem Computer 
ausgestattetes – sog. „häusliches“ Arbeitszimmer befindet. 

Das Finanzamt hat die Kosten nicht
zum Abzug zugelassen, da sog. ge-
mischte Aufwendungen für ein häus-
liches Arbeitszimmer nach der ge-
setzlichen Regelung in § 4 Abs. 5
Satz 1 Nr. 6b EStG nicht abgezogen
werden dürften. 

Nach den Feststellungen des Finanz-
gerichts hat der Kläger nachweislich
das Arbeitszimmer zu 60% zur Erzie-
lung von Einkünften aus Vermietung
und Verpachtung genutzt. Das FG hat
daher entschieden, dass der Kläger
60% des von ihm geltend gemachten
Aufwands als Werbungskosten gel-
tend machen kann. Es wendet damit
die Rechtsprechung des Großen Se-
nats aus dem Jahr 2009, wonach für
Aufwendungen, die sowohl beruf-
lich/betriebliche als auch privat ver-
anlasste Teile enthalten (gemischte
Aufwendungen), kein allgemeines
Aufteilungs- und Abzugsverbot nor-
miert ist, auch auf das häusliche Ar-
beitszimmer an. 

Mit Beschl. v. 21.11.2013 wurde
dem Großen Senat folgende Rechts-
fragen zur Entscheidung vorgelegt:
Setzt der Begriff des häuslichen Ar-
beitszimmers voraus, dass der jewei-
lige Raum (nahezu) ausschließlich
für betriebliche/berufliche Zwecke
genutzt wird? Sind die Aufwendungen
für ein häusliches Arbeitszimmer ent-
sprechend den Grundsätzen des Be-
schlusses des Großen Senats des BFH
vom 21. 9. 2009 GrS 1/06 (BStBl. II
2010 S. 672) aufzuteilen? 

Häusliches Arbeitszimmer – 
Kostenaufteilung 

STEUERRECHT

Zum Tod von 
Rechtsanwalt 
Holger Winkel

Mit großer Bestürzung und tiefer
Trauer mussten die Mitglieder der
Advoselect-Gruppe zur Kenntnis
nehmen, dass einer der beliebtes-
ten Kollegen, Rechtsanwalt und
Notar Holger Winkel, am 2. Feb -
ruar 2014 plötzlich und unerwartet
verstorben ist.

Unsere aufrichtige Anteilnah-
me gilt seiner Familie und seinen
Kolleginnen und Kollegen in der
Kanzlei Winkel, Buhrfeind & Part-
ner in Rotenburg an der Wümme,
die einen nicht zu ersetzenden
Verlust erlitten haben.

Holger Winkel lebte aus Über-
zeugung den Netzwerkgedanken
der Advoselect wie kaum ein an-
derer und brachte sich daher in
vielfältiger Weise in unsere Ge-
meinschaft ein. So leitete er unter
anderem seit langer Zeit den Fach-
ausschuss für Bau- und Immobi-
lienrecht und stellte seine weit-
reichenden Kontakte zum Nutzen
für uns alle zur Verfügung.

Holger, wir werden Dich nie
vergessen und Dich immer in bes-
ter Erinnerung behalten!

Deine Freunde und Kollegen 
der Advoselect-EWIV und 
der Adovoselect Service AG 




